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ALLGEMEINE VERORDNUNG ÜBER DIE ERHEBUNG DER 

PROVINZIALSTEUERN FÜR DAS JAHR 2021  

 

                              

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.) ;  

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die verschiedenen Bestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern in einer allgemeinen Verordnung zusammengefasst 

werden müssen;  

 

In der Erwägung, dass die allgemeine Verordnung über die Erhebung der 

Provinzialsteuern für das Jahr 2020, per Beschluss vom 24. Oktober 2019 

verabschiedet, am 25. November 2019 per Erlass durch den Minister für lokale 

Behörden, Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region 

genehmigt wurde;  

 

In der Erwägung, dass die allgemeine Verordnung für 2021 abgeändert werden 

muss;  
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In der Erwägung, dass, einerseits, ihr Inhalt mit den Bestimmungen in Einklang 

gebracht werden soll, die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch das Gesetz 

vom 13. April 2019 gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist und das 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen;  

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte allgemeine Verordnung über die Erhebung der 

Provinzialsteuern für das Jahr 2021 wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

 

Durch den Provinzialrat, 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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RECHNUNGSJAHR 2021 

 

ALLGEMEINE VERORDNUNG ÜBER DIE ERHEBUNG DER 

PROVINZIALSTEUERN 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass der 

Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

KAPITEL I - ALLGEMEINES 

 

Artikel 1 – Außer bei einer Abweichung oder einer anders lautenden Bestimmung 

einer besonderen Verordnung gilt vorliegender Beschluss für sämtliche 

Provinzialsteuern, die der Lütticher Provinzialrat festlegt oder festlegen wird, mit 

Ausnahme der Zuschlaghundertstel auf den Immobiliensteuervorabzug. 

 

Artikel 2 - Die Vorarbeiten zur Eintreibung, die Eintreibungen und die Untersuchung 

von Widersprüchen werden von den durch das Gesetz zu diesem Zweck bestimmten 

Beamten und Bediensteten der Verwaltungen und unter deren Aufsicht durchgeführt. 

 

Artikel 3 -  

§1 - Die Eintreibung der Provinzialsteuern und die diesbezüglichen Streitsachen 

werden durch die Bestimmungen der Artikel L3321-1 bis L3321-12 von Titel II von 

Buch III des dritten Teils des Kodex der lokalen Demokratie und der 

Dezentralisierung (KLDD) geregelt.  

Der Bereich der Eintreibung wird spezifisch durch das Gesetz vom 13. April 2019 

geregelt, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist, das das Gesetzbuch über die 

gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) einführt, das die 

Bestimmungen zur Steuereintreibung aus dem Einkommensteuergesetzbuch (kurz 

CIR92) innerhalb des KLDD zusammenfasst, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt 

und Artikel L3321-12 des KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das 

neue CRAF auf Provinzsteuern anwendbar macht und das dem KLDD einen Artikel 

L3321-8bis hinzufügt, der gemäß dem darin festgelegten Zeitplan (Artikel 13, CRAF) 

ein neues Steuerbescheidsystem genehmigt (den zuvor dem Finanzdirektor 

auferlegten „Zwang“ ersetzend – Artikel 13, § 1, CRAF) und die Provinzen dazu 

verpflichtet, vor der Durchführung einer Vollstreckungsmaßnahme eine Erinnerung – 

fortan „Zahlungsmahnung“ genannt – per Einschreiben zu versenden. 

 

§ 2 - Gemäß Artikel L3321-8bis des KLDD kann die Provinz die Postgebühren für das 

als Zahlungsmahnung geltende Einschreiben zurückfordern. 

Diese Möglichkeit ist in jede Steuerverordnung der Provinz integriert. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung, weshalb gemäß Artikel 14 des CRAF 

Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes anfallen. 

Das Schreiben für die Zahlungsmahnung enthält die in Artikel 13, §1, 14, 20 und 24 

des CRAF genannten Pflichtangaben. 

 

§ 3 - Die einzuhaltenden Verfahrensfristen sind in Artikel L3321-8bis des KLDD 

vorgesehen. Sie werden innerhalb jeder einzelnen Steuerverordnung wiedergegeben. 

 

§ 4 - Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben.  

Sie werden auf der Grundlage von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden und 

muss vom Provinzkollegium beschlossen werden. Der Finanzdirektor muss daher die 

Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das Kollegium trifft eine fallbezogen 

begründete Entscheidung. 
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§ 5 - Unbeschadet dieser Bestimmungen sind die Bestimmungen von Titel VII, 

Kapitel 1, 3, 4 und 7 bis 10 des Einkommensteuergesetzbuches und die Artikel 126 

bis 175 des Erlasses zur Ausführung dieses Gesetzbuches anwendbar auf die 

Provinzialsteuern, insofern sie nicht speziell die Einkommensteuern betreffen.   

Verfolgungen, Vorzugsrechte und die gesetzliche Hypothek für die Eintreibung der 

Steuern, die durch die Verwaltung der Zölle und Akzisen einzunehmen sind, werden 

jedoch wie für die Akzisen ausgeübt (Artikel L3321-12 des KLDD).   

 

§ 6- Die Heberollen der Provinzialsteuern werden spätestens am 30. Juni des Jahres, 

das dem Rechnungsjahr folgt, durch das Provinzkollegium im Rahmen seiner 

Funktion festgestellt und für vollstreckbar erklärt (Artikel L3321-4 KLDD). 

 

 

Artikel 4:  

§ 1 - Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich ist. 

Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr 

folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Rechtsmittel. 

 

Jede Verordnung über eine Steuer der Provinz beinhaltet folgende Informationen: 

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 

 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH  verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der in 

Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, die je 

nach der betreffenden Steuer unter Berücksichtigung der sachlichen 

Zuständigkeit anwendbar sind; 

 Methode der Datenerhebung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie die 

Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden Steuerverordnungen 

festgelegt wird. Es kann sich um Erklärungen, Stichprobenkontrollen oder eine 

durch die Verwaltung durchgeführte Bestandsaufnahme handeln. Sie kann auch 

im Einzelfall festgelegt werden, je nach Art der Steuer und der anzuwendenden 

Verordnung;  

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu diesem 

Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  

 

 

KAPITEL II - EINFORDERBARKEIT DER STEUERN 

 

Artikel 5 - Die Steuern sind in ihrer Gesamtheit oder nur zur Hälfte einforderbar, je 

nachdem ob der Besitz, die Benutzung bzw. die Betreibung des steuerpflichtigen 

Elements im Laufe des ersten oder des zweiten Halbjahrs beginnt. 

Wird eine Übertretung festgestellt, ist die Steuer oder die zusätzliche Abgabe immer 

für das ganze Jahr zu zahlen. 
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Die Steuer wird nicht für das laufende Jahr geschuldet, wenn der Besitz, die 

Benutzung bzw. die Betreibung des steuerpflichtigen Elements ab dem 1. Dezember 

beginnt. 

 

Artikel 6 - Bei Verkauf oder Abtretung eines steuerpflichtigen Elements kann die für 

das laufende Jahr bezahlte Steuer auf den Namen des Erwerbers überschrieben 

werden, sofern dieser dies binnen einem Monat beantragt, und dabei die Quittung 

vorlegt, die dem Übertragenden ausgestellt wurde.  

Solange der Betreiberwechsel nicht gemeldet worden ist, haftet der Übertragende für 

die Zahlung der Steuer, es sei denn, er hätte Beschwerde gegen den Erwerber 

eingereicht. 

 

Artikel 7 - Wenn ein in eine niedrigere Kategorie eingestuftes steuerpflichtiges 

Element im Laufe des Jahres mit einer höheren Abgabe belegt wird, muss zusätzlich 

zur ersten Steuer die Differenz zwischen beiden Abgaben bezahlt werden. Hierbei 

werden jedoch die in Artikel 5 der vorliegenden Verordnung aufgeführten Prinzipien 

angewandt. 

 

Artikel 8 - Bei Verkauf, Abtretung, Betriebseinstellung, Auflösung oder Übertragung 

eines besteuerten Elements von einer höheren zu einer niedrigen Kategorie wird 

weder Erlass noch Ermäßigung gewährt. 

 

Artikel 9 - Der Steuerpflichtige, der aufgrund des Besitzes, der Benutzung oder der 

Betreibung desselben steuerpflichtigen Elements eine ähnliche Steuer wie die ihm in 

der Provinz Lüttich auferlegte Steuer zugunsten einer anderen Provinz bezahlt hat, 

muss dies gemäß den Bestimmungen der Artikel 10 sqq. der vorliegenden 

Verordnung melden. Er kann aber einen Steuernachlass beantragen, der auf der 

Grundlage des niedrigeren Steuersatzes errechnet wird. 

Der Steuernachlass geht zu Lasten der Provinz Lüttich im Verhältnis des Betrags 

ihrer Steuer zum Gesamtbetrag der beiden Steuern. 

Dieser proportionale Steuernachlass wird ebenfalls gewährt, wenn die in der anderen 

Provinz erhobene Steuer mit der in der Provinz Lüttich festgelegten Steuer 

übereinstimmt. 

 

 

KAPITEL III - HEBEROLLEN 

 

Artikel 10 - Die in den Heberollen eingetragenen Steuern werden im Prinzip infolge 

einer Bestandsaufnahme festgelegt, die von den Gemeindeverwaltungen anhand von 

Formularen durchgeführt wird, die die für die Bestandsaufnahme zuständigen 

Bediensteten der Gemeinde vor dem 31. Januar eines jeden Jahres am Wohnsitz der 

Steuerpflichtigen aushändigen. 

Diese Formulare müssen ordnungsgemäß vom Steuerpflichtigen ausgefüllt und 

unterschrieben und beim für die Bestandsaufnahme zuständigen Bediensteten vor 

dem 15. Februar eingereicht werden. 

Das Erklärungsformular kann auf Anfrage des Steuerpflichtigen vom für die 

Bestandsaufnahme zuständigen Bediensteten ausgefüllt werden. In diesem Fall muss 

vor der Unterschrift des Steuerpflichtigen der handgeschriebene Vermerk 

„genehmigt“ stehen.  

Falls der Steuerpflichtige nicht unterzeichnen kann, müssen zwei Zeugen das 

Erklärungsformular unterzeichnen. 

 

Artikel 11- §1 - Sieht die Steuerverordnung eine Erklärungspflicht vor, hat die 

Nichtabgabe dieser Erklärung innerhalb der in vorerwähnter Verordnung festgelegten 

Frist oder die Abgabe einer falschen, unvollständigen oder ungenauen Erklärung 
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seitens des Steuerpflichtigen die Eintragung der Steuer von Amts wegen in die 

Heberolle zur Folge. 

Bevor die Steuer von Amts wegen veranlagt wird, notifiziert die für die Erstellung der 

Heberolle zuständige Behörde dem Steuerpflichtigen per Einschreiben die Gründe für 

die Anwendung dieses Verfahrens, die Elemente, auf denen die Besteuerung basiert, 

sowie das Verfahren zur Bestimmung dieser Elemente und den Betrag der Steuer. 

Der Steuerpflichtige verfügt über eine Frist von dreißig Tagen ab dem Datum der 

Notifizierung, um seine Bemerkungen schriftlich vorzubringen. 

Die Veranlagung der Steuer von Amts wegen kann nur während einer Zeitspanne 

von drei Jahren ab dem 1. Januar des Steuerjahres rechtsgültig in die Heberollen 

eingetragen werden. Diese Frist wird um zwei Jahre verlängert, wenn in 

betrügerischer Absicht oder mit der Absicht zu schaden gegen die Steuerverordnung 

verstoßen wird. 

Die Steuerverordnung kann vorsehen, dass die von Amts wegen in die Heberolle 

eingetragenen Steuern um einen in der Verordnung festgelegten Betrag, der das 

Doppelte der geschuldeten Steuer nicht überschreiten darf, erhöht werden.  Der 

Betrag dieser Erhöhung wird ebenfalls in die Heberolle eingetragen. 

 

§2 - Die in vorliegendem Artikel 11 §1 Absatz 1 erwähnten Verstöße werden durch 

vereidigte Beamte festgestellt, die von der für die Erstellung der Heberolle 

zuständigen Behörde eigens dazu bestimmt worden sind. Die von ihnen aufgestellten 

Protokolle haben Beweiskraft bis zum Beweis des Gegenteils. 

 

§3 - Jeder Steuerpflichtige ist verpflichtet, auf Ersuchen der Verwaltung und vor Ort 

alle für die Festlegung der Steuer notwendigen Bücher und Dokumente vorzulegen. 

Die Steuerpflichtigen sind ebenfalls verpflichtet, den gemäß §2 der vorliegenden 

Bestimmung bestimmten Beamten, die im Besitz ihres Benennungsschreibens sind, 

freien Zugang zu den bebauten oder unbebauten Immobilien zu gewähren, die ein 

steuerpflichtiges Element bilden oder beinhalten können oder in denen eine 

steuerpflichtige Tätigkeit ausgeübt wird, um die Besteuerungsgrundlage festzulegen 

oder zu überprüfen. 

Zu bewohnten Gebäuden oder Räumlichkeiten haben diese Beamten jedoch nur 

Zugang zwischen fünf Uhr morgens und neun Uhr abends, und nur mit der 

Ermächtigung des Richters des Polizeigerichts. 

 

Artikel 12 - Von der Erklärung für das laufende Jahr sind diejenigen befreit, die sich 

in einer Gemeinde niederlassen und den Nachweis erbringen, dass sie für das 

betreffende Jahr in einer anderen Gemeinde der Provinz Lüttich diese Erklärung 

abgegeben und die Steuer bezahlt haben. Das gilt auch für die Erben eines 

Steuerpflichtigen, wenn Letzterer seinen Verpflichtungen nachgekommen ist.  

 

Artikel 13 - Der Steuerpflichtige, der bei der Verteilung der in obigem Artikel 9 

Absatz 1 erwähnten Erklärungsformulare nicht einbezogen worden ist, muss seine 

Gemeindeverwaltung vor dem 10. Februar davon in Kenntnis setzen.  

Ihm wird ein Erklärungsformular ausgehändigt, das dem für die Bestandsaufnahme 

zuständigen Bediensteten gemäß den Vorschriften von obigem Artikel 10 Absatz 2 

für den 15. Februar ausgefüllt und unterzeichnet übergeben werden muss. 

Die Bestimmungen von Absatz 3 desselben Artikels finden ebenfalls Anwendung auf 

diesen Fall. 

 

Artikel 14 - Die Eigentümer, Besitzer, Arbeitgeber oder Betreiber von 

steuerpflichtigen Elementen, die sich in mehreren Gemeinden der Provinz Lüttich 

aufhalten, müssen dies in jeder dieser Gemeinden melden, wobei sie insbesondere 

auf diesen Umstand hinweisen müssen. Die Steuer wird jedoch in der Gemeinde des 

Wohnsitzes gezahlt, sofern Letzterer in der Provinz liegt, oder in einer der 

Gemeinden, die der Steuerpflichtige selbst bestimmt, wenn er außerhalb der Provinz 

wohnt. 
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Artikel 15 - Sobald die Erklärungen, gemäß den Artikeln 10 und 13 vorliegender 

Verordnung abgegeben worden sind, erstellt das Gemeindekollegium ein Verzeichnis, 

auf dem Name, Vorname, Beruf und Wohnort der Abgeber der Erklärungen in 

alphabetischer Reihenfolge und die Elemente für die Berechnung der Steuern 

vermerkt werden. 

Dieses Verzeichnis wird dem Provinzkollegium im Hinblick auf die Erstellung der 

Heberolle für spätestens den 1. März mit sämtlichen Erklärungen übermittelt.  

In der Heberolle wird Folgendes angegeben: 

1. der Name der Provinz; 

2. die Namen, Vornamen oder Gesellschaftsnamen und Adressen der 

Steuerpflichtigen; 

3. das Datum der Verordnung, aufgrund der die Steuer zu entrichten ist; 

4. die Bezeichnung, die Besteuerungsgrundlage, der Satz, die Berechnung und 

der Betrag der Steuer sowie das Rechnungsjahr, auf das sie sich bezieht; 

5. die Nummern der Artikel; 

6. das Datum der Vollstreckbarerklärung; 

7. das Versanddatum; 

8. der äußerste Zahlungstermin; 

9. die Frist, innerhalb der der Steuerpflichtige einen Widerspruch einreichen 

kann, und die genaue Adresse der zuständigen Berufungsinstanz 

(Artikel L3321-4 des KLDD).  

 

Artikel 16 - Jede Person, die nach der in obigem Artikel 11 erwähnten 

Bestandsaufnahme Eigentümer, Besitzer, Betreiber bzw. Arbeitgeber von 

steuerpflichtigen Elementen wird, die Anzahl der ursprünglich angegebenen 

steuerpflichtigen Elemente erhöht oder sie durch andere Elemente ersetzt, die in eine 

Kategorie mit höherem Steuersatz fallen, muss die Gemeindeverwaltung innerhalb 

15 Tagen davon in Kenntnis setzen. 

 

Eine Erklärung muss auch dann eingereicht werden, wenn die steuerpflichtigen 

Elemente, deren Eigentümer, Besitzer, Betreiber bzw. Arbeitgeber man wird, bereits 

in einer anderen Provinz oder vom vorherigen Steuerpflichtigen gemeldet worden 

sind.  

In diesen Fällen kommen die Artikel 6 und 9 vorliegender Verordnung zur 

Anwendung. 

Wenn ein Eigentümer, Besitzer, Betreiber bzw. Arbeitgeber von steuerpflichtigen 

Elementen den Wohnsitz innerhalb der Provinz wechselt, informiert die 

Gemeindeverwaltung des vorherigen Wohnsitzes die Gemeinde des neuen 

Wohnsitzes darüber. Diese Information wird auch an die Eintreibungsstellen des 

früheren und des neuen Wohnsitzes weitergeleitet. Wenn der betreffende 

Steuerpflichtige für das laufende Jahr keine Erklärung eingereicht hat, muss er dies 

innerhalb fünfzehn Tagen bei der Gemeindeverwaltung seines neuen Wohnsitzes 

nachholen. 

 

Artikel 17 - Auf Antrag des Erklärenden wird ihm kostenlos ein Auszug aus seiner 

Erklärung auf ungestempeltem Papier ausgehändigt. 

 

Artikel 18 - Am 30. Juni und am 30. November eines jeden Jahres erstellen die 

Gemeindeverwaltungen zusätzliche Verzeichnisse mit den Erklärungen der 

Steuerpflichtigen, die aus irgendeinem Grund nicht in der ursprünglichen Heberolle 

aufgeführt waren. 

Ergänzende Heberollen werden wie ursprüngliche Heberollen aufgestellt, festgestellt, 

für vollstreckbar erklärt und eingetrieben. 

 

Artikel 19 - Sobald die sowohl ursprünglichen als auch ergänzenden Heberollen für 

vollstreckbar erklärt worden sind, werden sie dem Finanzdirektor der Provinz, der mit 
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der Eintreibung beauftragt ist, gegen Empfangsbestätigung übermittelt; dieser sorgt 

unverzüglich für den Versand der Steuerbescheide.   

Dieser Versand erfolgt für den Steuerpflichtigen kostenlos (Artikel L3321-4 , des 

KLDD).   

Auf dem Steuerbescheid werden das Datum des Versands und die in Artikel 15, 

Absatz 3 erwähnten Angaben vermerkt.   

Dem Steuerbescheid wird eine Zusammenfassung der Verordnung, auf der die 

Steuer basiert, beigefügt (Artikel L3321-5 des KLDD). 

 

Artikel 20 - Die in der Heberolle eingetragenen Provinzialsteuern sind binnen zwei 

Monaten nach Versand des Steuerbescheids zu entrichten. 

 

Artikel 21 - Die zur Aufstellung und zur Eintreibung der Steuern nötigen Vordrucke 

gehen zu Lasten der Provinz und müssen von dieser zur Verfügung gestellt werden. 

 

 

 KAPITEL IV - WIDERSPRÜCHE 

 

Artikel 22 - Mit Ausnahme der provinzialen Zuschlagshundertstel auf Staatsteuern, 

die denselben Bestimmungen wie die Hauptsteuer unterliegen, müssen Widersprüche 

gegen Provinzialsteuern zur Vermeidung des Verfalls beim Provinzkollegium 

eingereicht werden, das als Verwaltungsbehörde handelt.  

Widersprüche gegen die Provinzialsteuern erfolgen gemäß den Bestimmungen der 

Artikel L3321-9 bis L3321-11 des KLDD.   

In Anwendung des Artikels 371 des Einkommensteuergesetzbuches, der aufgrund 

des Artikels L3321-12 des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung 

auf die Provinzialsteuern anwendbar ist, müssen die Widersprüche zur Vermeidung 

des Verfalls binnen sechs Monaten ab dem dritten Werktag nach dem Versand des 

Steuerbescheids, der die Widerspruchsfrist angibt, eingereicht werden. 

Wird ein Widerspruch per Einschreiben eingelegt, gilt das Datum des Poststempels 

auf dem Versendungsnachweis als Datum der Einlegung. 

 

Der Widerspruch muss zur Vermeidung der Nichtigkeit schriftlich bei der zuständigen 

Behörde eingereicht werden. 

Er ist zu datieren und vom Widerspruchsführer oder von seinem Vertreter zu 

unterzeichnen. Müssen vermerkt werden:  

 1 Name, Eigenschaft, Adresse oder Sozialsitz des Steuerpflichtigen, zu 

dessen Lasten die Steuer festgelegt worden ist; 

 2 Gegenstand des Widerspruchs und die Darlegung des Sachverhalts und 

der Klagegründe. 

Die zuständige Behörde oder das von ihr eigens dazu bestimmte Organ bescheinigt 

den Empfang des Widerspruchs schriftlich binnen acht Tagen nach ihrem Versand. 

Der Widerspruch kann ebenfalls der zuständigen Behörde oder dem von ihr eigens 

dazu bestimmten Organ gegen Empfangsbestätigung zugeschickt werden (Artikel 2 

des Königlichen Erlasses vom 12. April 1999 zur Festlegung des Verfahrens vor dem 

Gouverneur). 

 

Artikel 23 - Der Widerspruchsführer hat die Zahlung der Steuer nicht nachzuweisen.  

 

Artikel 24 - Gegen den Beschluss des Provinzkollegiums kann Widerspruch vor dem 

Gericht Erster Instanz, in dessen Amtsbereich die Steuer festgelegt worden ist, 

eingereicht werden. 

In Ermangelung einer Entscheidung der zuständigen Provinzbehörde gilt der 

Anspruch als begründet.  Die Artikel 1385decies und 1385undecies des 

Gerichtsgesetzbuches sind für diese Angelegenheiten anwendbar. 

Gegen das Urteil des Gerichts Erster Instanz kann Widerspruch eingelegt oder 

Rechtsmittel eingeleitet werden. 
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Gegen den Entscheid des Appellationshofs kann eine Kassationsbeschwerde 

eingereicht werden. 

Formen, Fristen und Verfahren in Bezug auf Widersprüche werden wie für die 

staatlichen Einkommenssteuern geregelt und gelten für alle betroffenen Parteien.  

 

Artikel 25 - Das Provinzkollegium gewährt von Amts wegen die Befreiung von 

Steuern, die aus sachlichen Fehlern entstanden sind. 
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N° 80 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe provinciale sur les établissements bancaires pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020. 
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VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF 

BANKINSTITUTE FÜR DAS JAHR 2021 

 

 

       

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.) ;  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben festlegt, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Nomenklatur, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Steuerverordnung 2020 auf Bankinstitute, per Beschluss 

vom Donnerstag, 24. Oktober 2019 verabschiedet, am Montag, 25. November 2019 

per Erlass durch den Minister für lokale Behörden, Wohnungswesen und 

Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region genehmigt wurde;  

 

In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 abgeändert werden muss;  
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In der Erwägung, dass, einerseits, ihr Inhalt mit den Bestimmungen in Einklang 

gebracht werden soll, die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch das Gesetz 

vom 13. April 2019 gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist und das 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

   

 

In der Erwägung, dass die in der Steuerverordnung auf Bankinstitute vorgesehenen 

Sätze viel niedriger sind als die im Rundschreiben der Wallonischen Region 

empfohlenen Sätze, abgesehen von der unwahrscheinlichen Hypothese, in der die 

Bankfiliale nur eine Empfangsstelle hätte, in der mindestens zwei Personen 

beschäftigt wären; 

 

In Erwägung, dass der durch diese Steuerverordnung festgelegte Steuersatz aus 

dem Jahr 1994 stammt, und die einzige Anpassung seitdem der Umstellung auf den 

Euro mit Aufrundung auf die höhere Einheit entspricht;    

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen;  

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung über die Provinzialsteuer auf 

Bankinstitute für das Jahr 2021 wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 
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Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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EXERCICE 2021 

VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF 

BANKINSTITUTE 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass 

der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

 

Artikel 1 - Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine jährliche Steuer zu Lasten jeder 

natürlichen oder juristischen Person erhoben, durch deren Vermittlung auf dem 

Gebiet der Provinz ein der Öffentlichkeit zugängliches Bankinstitut eingerichtet wird. 

 

Artikel 2 - Der Steuersatz wird jährlich auf 372 € pro Einrichtung festgelegt, 

zuzüglich einer Summe von 56 € für jede getrennte Annahmestelle ab der Fünften. 

Unter Annahmestelle versteht man jede Stelle (Raum, Büro, Schalter usw.), an der 

ein Angestellter der Bank ein Bankgeschäft zugunsten eines Kunden verrichten kann. 

 

Artikel 3 - Unter „Bankinstitut“ versteht man jede Einrichtung, die – ungeachtet der 

Tatsache, ob es sich um einen Hauptsitz, eine Zweigniederlassung, eine Zweigstelle, 

ein Büro usw. handelt – als Haupt- oder Nebentätigkeit Depositen annimmt und/oder 

Darlehen gewährt – in gleich welcher Form auch immer –, sofern mindestens zwei 

Personen dort beschäftigt sind. 

 

Artikel 4 - Die Steuer ist für das ganze Jahr zu entrichten, ungeachtet des 

Zeitpunkts und der Dauer der Einrichtung. 

 

Artikel 5 - Die Steuer ist unaufgefordert in einem einzigen Mal spätestens am 

1. März eines jeden Jahres und auf jeden Fall innerhalb des Monats nach demjenigen 

der Einrichtung einer neuen Bank auf das zu diesem Zweck vorgesehene 

Einnahmenkonto zu zahlen oder zu überweisen. 

Auf dem Abschnitt des Zahlungs- bzw. Überweisungsscheins müssen die Art der 

Steuer und der Standort der steuerpflichtigen Elemente angegeben sein. Diese 

Angaben können eventuell durch ein Schreiben an den Finanzdirektor der Provinz 

mitgeteilt werden. 

 

Artikel 6 - In Abweichung von Artikel 15 Absatz 2 der allgemeinen Verordnung 

übermitteln die Gemeindeverwaltungen dem Provinzkollegium jedes Jahr spätestens 

zum 15. Februar eine Liste der am 1. Januar desselben Jahres auf dem Gebiet ihrer 

Gemeinde befindlichen steuerpflichtigen Elemente und teilen zudem innerhalb 

15 Tagen jede neue Einrichtung mit. 

Auf der Grundlage dieser Auskünfte erstellt die Provinz die Liste der in 

Zahlungsverzug geratenen Steuerpflichtigen im Hinblick auf die Erstellung einer 

Heberolle. In diesem Fall ist die Steuer sofort eintreibbar. 

 

 

Artikel 7 - 

§1.  Wird die Steuer innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht vollständig bezahlt, 

erhält der Steuerpflichtige zwei einfache Erinnerungsschreiben hintereinander, ohne 

zusätzliche Kosten. 

Er erhält anschließend per Einschreiben eine Zahlungsmahnung, deren Kosten zu 

seinen Lasten gehen. 
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Diese Kosten werden über ein Steuerbescheidsystem eingezogen.  

Diese Mahnung stellt die Erinnerung dar, auf die in den Ad-hoc-Bestimmungen des 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

verwiesen wird, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist. 

 

§2. Die an den Steuerpflichtigen gerichtete Zahlungsmahnung darf erst nach Ablauf 

einer Frist von 10 Kalendertagen ab dem 1. Tag nach dem auf dem Steuerbescheid 

genannten Fälligkeitsdatum versandt werden. 

Diese Zahlungsmahnung wird erst am dritten Werktag nach ihrem Versandtag an 

den Steuerpflichtigen wirksam. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung. Daher fallen gemäß Artikel 14 des 

CRAF Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes an. 

 

§ 3. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben. Die Höhe der Verzugszinsen wird 

unter Anwendung von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden und 

muss vom Provinzkollegium beschlossen werden.  

Der Finanzdirektor muss daher die Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das 

Kollegium trifft eine fallbezogen begründete Entscheidung. 

 

§ 4. Die erste Vollstreckungsmaßnahme darf erst nach Ablauf einer Frist von einem 

Monat ab dem dritten Werktag nach Versand der Erinnerung an den Steuerpflichtigen 

durchgeführt werden.  

Die im Fünften Teil, Titel III des Gerichtsgesetzbuches genannten 

Vollstreckungsmittel stellen ein Vollstreckungsmittel im Sinne des Absatzes 1 dar. 

 

Artikel 8 - 

§1. Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich ist. 

Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr 

folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Beschwerden. 

 

§2. Die persönlichen Daten betreffend wird der Steuerpflichtige unter Einhaltung der 

DSGVO über die Nutzung seiner Daten wie folgt informiert:  

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 

 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der 

in Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, 

die unter Berücksichtigung der sachlichen Zuständigkeit anwendbar sind; 
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 Methode der Datenerfassung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie 

die Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden 

Steuerverordnungen festgelegt wird.  

In diesem Fall bezieht sie sich auf die von der Gemeindeverwaltung 

durchgeführte Bestandsaufnahme und auf jede Überprüfung, die sich die 

Steuerbehörde vorbehält; 

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu 

diesem Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  

 

Artikel 9 - Die allgemeine Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern 

findet Anwendung auf die vorliegende Steuer sofern die vorstehenden Bestimmungen 

keine Abweichung erfordern. 
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N° 81 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe provinciale sur les dépôts de mitrailles et de véhicules hors d’usage pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020. 
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STEUER AUF DEPOTS VON ALTEISEN UND AUSGEDIENTEN 

FAHRZEUGEN 2021 

 

 

                 

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.) ;  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben festlegt, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Nomenklatur, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Verordnung über die Provinzialsteuer 2020 auf Depots von 

Alteisen und ausgedienten Fahrzeugen sowie auf individuelle Altfahrzeuge erhoben 

am 24. Oktober 2019 per Beschluss verabschiedet und am 25. November 2019 per 

Erlass durch die Ministerin für lokale Behörden, Wohnungswesen und 

Sportinfrastrukturen der wallonischen Region genehmigt wurde;  

 

In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 abgeändert werden muss;  
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In Anbetracht der Tatsache, dass der zuständige Minister in seinem oben genannten 

Rundschreiben vom 14. Juli 2020 die Auffassung vertritt, dass die Steuer auf Depots 

von Alteisen und von ausgedienten Fahrzeugen ausschließlich für Handelsbetriebe 

bestimmt ist, während die Steuer auf individuelle Altfahrzeuge für eine Privatperson 

bestimmt ist; 

 

In Anbetracht, dass er dementsprechend die Provinzialräte dazu auffordert, eine 

besondere Verordnung über die Depots von Alteisen und ausgedienten Fahrzeugen 

zu verabschieden, die Steuer auf individuelle Altfahrzeuge ausgenommen, welche 

Gegenstand einer gesonderten Verordnung sein sollte; 

 

In der Erwägung, dass darüber hinaus die folgenden drei Änderungen vorgenommen 

werden sollen; 

 

Dass, einerseits, ihr Inhalt mit den Bestimmungen in Einklang gebracht werden soll, 

die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch das Gesetz vom 13. April 2019 

gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist und das Gesetzbuch über die 

gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

   

 

In der Erwägung, dass hinsichtlich der Steuer auf Depots von Alteisen und von 

ausgedienten Fahrzeugen die von der Provinz Lüttich angewandten Steuersätze 

deutlich unter den empfohlenen Sätzen liegen; 

Dass der einzige Fall, in dem die Begrenzung nicht eingehalten wäre, der eines 

Depots mit einer Fläche bis zu 55 m² ist; 

 

In Erwägung, dass der durch diese Steuerverordnung festgelegte Steuersatz aus 

dem Jahr 1994 stammt, und die einzige Anpassung seitdem der Umstellung auf den 

Euro mit Abrundung auf die niedrigere Einheit entspricht;    

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen; 

 

 Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung über die Provinzialsteuer auf Depots 

von Alteisen und ausgedienten Fahrzeugen für das Jahr 2021 wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 
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Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

Marianne LONHAY      Jean-Claude JADOT 
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RECHNUNGSJAHR 2021 

VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF DEPOTS 

VON ALTEISEN UND VON AUSGEDIENTEN FAHRZEUGEN 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass 

der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

 

Artikel 1 - Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine jährliche Steuer auf Depots von 

Alteisen und von ausgedienten Fahrzeugen erhoben, die sich unter freiem Himmel 

auf dem Gebiet der Provinz befinden und von öffentlichen Straßen und Wegen aus 

einsehbar sind. 

Als Depot wird ein Ort bezeichnet, an dem Alteisen und ausgediente Fahrzeuge 

abgestellt sind. 

Als ausgedientes Fahrzeug werden Automobile oder sonstige Fahrzeuge bezeichnet, 

die aufgrund von fehlenden oder beschädigten Teilen gleichwelcher Art nicht mehr 

fahrtüchtig sind, auch dann, wenn sie zu einem späteren Zeitpunkt instandgesetzt 

werden können. 

 

Artikel 2 - Die Steuer ist durch den Eigentümer der Waren und der gelagerten 

Fahrzeuge zu entrichten, unabhängig von der Anzahl und auch dann, wenn das 

Depot nicht genehmigt wurde, in Anwendung der geltenden Verordnung über 

gefährliche, gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe. 

Der Eigentümer des Grundstücks, auf dem ein solches Depot eingerichtet wird, ist 

gesamtschuldnerisch steuerpflichtig. 

 

Artikel 3 - Die Steuer auf Depots von Alteisen und von ausgedienten Fahrzeugen 

wird wie folgt festgelegt, in Bezug auf die Gesamtfläche des Grundstücks, auf dem 

sich das Depot befindet: 

  - bis zu 5 Ar .............................    445 Euro, 

  - mehr als 5 Ar bis zu 10 Ar .......     890 Euro, 

  - mehr als 10 Ar bis zu 20 Ar….   1.190 Euro, 

  - mehr als 20 Ar bis zu 50 Ar….   1.490 Euro, 

  - mehr als 50 Ar bis zu 100 Ar ....... 1.980 Euro, 

  - mehr als 100 Ar .......................... 2.480 Euro, 

Wenn ein Betreiber im Laufe des Jahres ein neues Depot einrichtet, muss er dies der 

Provinzverwaltung – Provinzialsteuern – 4000 LÜTTICH umgehend und ohne 

Aufforderung melden.   

 

Artikel 4 - Befreiung von der Steuer 

Die Steuer muss nicht entrichtet werden, wenn das Depot von keinem einzigen Punkt 

der in Artikel 1 beschriebenen Straßen einzusehen ist: 

- entweder durch seine Lage; 

- oder weil es durch Mauern, Hecken oder andere Hilfsmittel zur Tarnung mit 

ausreichender Höhe vollständig unsichtbar ist. 

Depots im unmittelbaren Umfeld von Hafen- oder Eisenbahnanlagen sind von dieser 

Steuer befreit. 

 

Artikel 5 - Der Steuerbetrag muss auf das Konto, das die Provinz zu diesem Zweck 

eingerichtet hat, eingezahlt werden. 
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Artikel 6.  

§1.  Wird die Steuer innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht vollständig bezahlt, 

erhält der Steuerpflichtige zwei einfache Erinnerungsschreiben hintereinander, ohne 

zusätzliche Kosten. 

Er erhält anschließend per Einschreiben eine Zahlungsmahnung, deren Kosten zu 

seinen Lasten gehen. 

Diese Kosten werden über ein Steuerbescheidsystem eingezogen.  

Diese Mahnung stellt die Erinnerung dar, auf die in den Ad-hoc-Bestimmungen des 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

verwiesen wird, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist. 

 

§2. Die an den Steuerpflichtigen gerichtete Zahlungsmahnung darf erst nach Ablauf 

einer Frist von 10 Kalendertagen ab dem 1. Tag nach dem auf dem Steuerbescheid 

genannten Fälligkeitsdatum versandt werden. 

Diese Zahlungsmahnung wird erst am dritten Werktag nach ihrem Versandtag an 

den Steuerpflichtigen wirksam. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung. Daher fallen gemäß Artikel 14 des 

CRAF Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes an. 

 

§ 3. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben. Die Höhe der Verzugszinsen wird 

unter Anwendung von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden und 

muss vom Provinzkollegium beschlossen werden.  

Der Finanzdirektor muss daher die Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das 

Kollegium trifft eine fallbezogen begründete Entscheidung. 

 

§ 4. Die erste Vollstreckungsmaßnahme darf erst nach Ablauf einer Frist von einem 

Monat ab dem dritten Werktag nach Versand der Erinnerung an den Steuerpflichtigen 

durchgeführt werden.  

Die im Fünften Teil, Titel III des Gerichtsgesetzbuches genannten 

Vollstreckungsmittel stellen ein Vollstreckungsmittel im Sinne des Absatzes 1 dar. 

 

Artikel 7 - 

§1. Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich ist. 

Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr 

folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Beschwerden. 

 

§2. Die persönlichen Daten betreffend wird der Steuerpflichtige unter Einhaltung der 

DSGVO über die Nutzung seiner Daten wie folgt informiert:  

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 
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 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der 

in Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, 

die unter Berücksichtigung der sachlichen Zuständigkeit anwendbar sind; 

 Methode der Datenerfassung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie 

die Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden 

Steuerverordnungen festgelegt wird.  

In diesem Fall bezieht sie sich auf die spontane Erklärung des 

Steuerpflichtigen und auf jede Überprüfung, die sich die Steuerbehörde 

vorbehält; 

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu 

diesem Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  

 

Artikel 8 - Die allgemeine Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern 

findet Anwendung auf die vorliegende Steuer, sofern die vorstehenden 

Bestimmungen keine Abweichung erfordern. 
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N° 82 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe provinciale sur les véhicules isolés hors d’usage pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020. 
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STEUER AUF INDIVIDUELLE ALTFAHRZEUGE FÜR DAS 

JAHR 2021 

 

 

                  

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.) ;  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben festlegt, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Nomenklatur, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Verordnung über die Provinzialsteuer 2020 auf Depots von 

Alteisen und ausgedienten Fahrzeugen sowie auf individuelle Altfahrzeuge erhoben 

am 24. Oktober 2019 per Beschluss verabschiedet und am 25. November 2019 per 

Erlass durch die Ministerin für lokale Behörden, Wohnungswesen und 

Sportinfrastrukturen der wallonischen Region genehmigt wurde;  

 

In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 abgeändert werden muss;  
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In der Erwägung der Tatsache, dass der zuständige Minister in seinem oben 

genannten Rundschreiben vom 14. Juli 2020 die Auffassung vertritt, dass die Steuer 

auf Depots von Alteisen und von ausgedienten Fahrzeugen ausschließlich für 

Handelsbetriebe bestimmt ist, während die Steuer auf individuelle Altfahrzeuge für 

eine Privatperson bestimmt ist; 

 

In der Erwägung, dass er dementsprechend die Provinzialräte dazu auffordert, eine 

besondere Verordnung über individuelle Altfahrzeuge zu verabschieden, die Steuer 

auf Depots von Alteisen und von ausgedienten Fahrzeugen ausgenommen, welche 

Gegenstand einer gesonderten Verordnung sein sollte; 

 

In der Erwägung, dass darüber hinaus die folgenden drei Änderungen vorgenommen 

werden sollen; 

 

In der Erwägung, dass, einerseits, der Inhalt der Verordnung mit den Bestimmungen 

in Einklang gebracht werden soll, die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch 

das Gesetz vom 13. April 2019 gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist 

und das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz 

CRAF) festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

   

In der Erwägung, dass hinsichtlich der Steuer auf individuelle Altfahrzeuge der von 

der Provinz Lüttich angewandte Steuersatz deutlich unter dem empfohlenen Satz 

liegt; 

 

In Erwägung, dass der durch diese Steuerverordnung festgelegte Steuersatz aus 

dem Jahr 1994 stammt, und die einzige Anpassung seitdem der Umstellung auf den 

Euro mit Abrundung auf die niedrigere Einheit entspricht;    

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen;  

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung über die Provinzialsteuer auf 

individuelle Altfahrzeuge für das Jahr 2021 wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

• Anzahl der Abstimmenden: 
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• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT  
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RECHNUNGSJAHR 2021 

VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF 

INDIVIDUELLE ALTFAHRZEUGE FÜR DAS JAHR 2021 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass 

der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

 

Artikel 1 - Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine jährliche Steuer auf individuelle 

Altfahrzeuge erhoben, die sich unter freiem Himmel auf dem Gebiet der Provinz 

befinden und von öffentlichen Straßen und Wegen aus einsehbar sind. 

Als Altfahrzeug werden Automobile oder sonstige Fahrzeuge bezeichnet, die aufgrund 

von fehlenden oder beschädigten Teilen gleichwelcher Art nicht mehr fahrtüchtig 

sind, auch dann, wenn sie zu einem späteren Zeitpunkt instandgesetzt werden 

können. 

 

Artikel 2 - Die Steuer ist durch den Eigentümer des individuellen Altfahrzeugs zu 

entrichten. 

Der Eigentümer des Grundstücks, auf dem ein Altfahrzeug abgestellt wird, ist 

gesamtschuldnerisch steuerpflichtig. 

 

Artikel 3 - Die Steuer auf individuelle Altfahrzeuge wird auf 250 Euro festgelegt. 

 

Artikel 4 - Befreiung von der Steuer 

Die Steuer muss nicht entrichtet werden, wenn das Altfahrzeug von keinem einzigen 

Punkt der in Artikel 1 beschriebenen Straßen einzusehen ist: 

- entweder durch seine Lage; 

- oder weil es durch Mauern, Hecken oder andere Hilfsmittel zur Tarnung mit 

ausreichender Höhe vollständig unsichtbar ist. 

 

Artikel 5 - Der Steuerbetrag muss auf das Konto, das die Provinz zu diesem Zweck 

eingerichtet hat, eingezahlt werden. 

 

Artikel 6.  

§1.  Wird die Steuer innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht vollständig bezahlt, 

erhält der Steuerpflichtige zwei einfache Erinnerungsschreiben hintereinander, ohne 

zusätzliche Kosten. 

Er erhält anschließend per Einschreiben eine Zahlungsmahnung, deren Kosten zu 

seinen Lasten gehen. 

Diese Kosten werden über ein Steuerbescheidsystem eingezogen.  

Diese Mahnung stellt die Erinnerung dar, auf die in den Ad-hoc-Bestimmungen des 

Gesetzbuchs über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

verwiesen wird, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist. 

 

§2. Die an den Steuerpflichtigen gerichtete Zahlungsmahnung darf erst nach Ablauf 

einer Frist von 10 Kalendertagen ab dem 1. Tag nach dem auf dem Steuerbescheid 

genannten Fälligkeitsdatum versandt werden. 

Diese Zahlungsmahnung wird erst am dritten Werktag nach ihrem Versandtag an 

den Steuerpflichtigen wirksam. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung. Daher fallen gemäß Artikel 14 des 

CRAF Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes an. 
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§ 3. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben. Die Höhe der Verzugszinsen wird 

unter Anwendung von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden und 

muss vom Provinzkollegium beschlossen werden.  

Der Finanzdirektor muss daher die Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das 

Kollegium trifft eine fallbezogen begründete Entscheidung. 

 

§ 4. Die erste Vollstreckungsmaßnahme darf erst nach Ablauf einer Frist von einem 

Monat ab dem dritten Werktag nach Versand der Erinnerung an den Steuerpflichtigen 

durchgeführt werden.  

Die im Fünften Teil, Titel III des Gerichtsgesetzbuches genannten 

Vollstreckungsmittel stellen ein Vollstreckungsmittel im Sinne des Absatzes 1 dar. 

 

Artikel 7 - 

§1. Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich ist. 

Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr 

folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Beschwerden. 

 

§2. Die persönlichen Daten betreffend wird der Steuerpflichtige unter Einhaltung der 

DSGVO über die Nutzung seiner Daten wie folgt informiert:  

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 

 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der 

in Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, 

die unter Berücksichtigung der sachlichen Zuständigkeit anwendbar sind; 

 Methode der Datenerfassung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie 

die Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden 

Steuerverordnungen festgelegt wird.  

In diesem Fall bezieht sie sich auf die spontane Erklärung des 

Steuerpflichtigen und auf jede Überprüfung, die sich die Steuerbehörde 

vorbehält; 

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu 

diesem Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  
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Artikel 8 - Die allgemeine Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern 

findet Anwendung auf die vorliegende Steuer, sofern die vorstehenden 

Bestimmungen keine Abweichung erfordern. 
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N° 83 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe provinciale sur les permis et licences de chasse pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du  

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020.  
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PROVINZIALSTEUER AUF JAGDSCHEINE UND -LIZENZEN 

DAS JAHR 2021 

 

 

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund von Artikel 14, §2 und 3 des Gesetzes vom 28. Februar 1882 über 

Jagdscheine und -lizenzen in seiner jüngsten Fassung; 

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Klassifizierungen der Steuern bezieht (Punkte V. und VI.);  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben betont, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Klassifizierung, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Steuerverordnung 2020 auf Jagdscheine und -lizenzen, 

per Beschluss vom 24. Oktober 2019 verabschiedet, am 25. November 2019 per 

Erlass durch den Minister für lokale Behörden, Wohnungswesen und 

Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region genehmigt wurde;  

 

In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 abgeändert werden muss;  
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In der Erwägung, dass, einerseits, der Inhalt der Verordnung mit den Bestimmungen 

in Einklang gebracht werden soll, die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch 

das Gesetz vom 13. April 2019 gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist 

und das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz 

CRAF) festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen;  

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung über die Provinzialsteuer auf 

Jagdscheine und -lizenzen für das Jahr 2021 wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom Donnerstag, den 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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RECHNUNGSJAHR 2021 

VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF 

JAGDSCHEINE UND -LIZENZEN FÜR DAS JAHR 2021 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den 

Erlass der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt 

wurde 

 

Artikel 1 – Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine Steuer auf die auf ihrem 

Gebiet ausgestellten Jagdscheine und -lizenzen erhoben. 

 

Artikel 2 - Die Höhe dieser Steuer beträgt 1/10 der von der Wallonischen Region 

erhobenen Steuer. 

 

Artikel 3 - Die Steuer ist vom Inhaber des Jagdscheins bzw. der Jagdlizenz zu 

entrichten. 

Bei einer Jagdlizenz wird sie jedoch solidarisch vom Inhaber des Scheins 

geschuldet, der die Jagdlizenz für seinen Gast beantragt hat. 

 

Artikel 4 - In Abweichung von den Bestimmungen der allgemeinen Verordnung 

ist die Steuer spätestens innerhalb von fünfzehn Tagen ab Ausstellung des 

Jagdscheins bzw. der Jagdlizenz unaufgefordert in einem Mal auf das zu diesem 

Zweck vorgesehene Einnahmenkonto zu zahlen bzw. zu überweisen. 

Bei Eingang der Zahlung wird dem Steuerpflichtigen eine Quittung ausgestellt. 

Es werden weder Steuererlasse noch Steuerermäßigungen gewährt. 

 

Artikel 5 - Auf der Grundlage der Auskünfte, die der für die Ausstellung der 

Jagdscheine und -lizenzen zuständige Beamte übermittelt hat, erstellt der 

Finanzdirektor der Provinz die Liste der in Zahlungsverzug geratenen 

Steuerpflichtigen im Hinblick auf die Bildung einer Heberolle; in diesem Fall ist die 

Steuer sofort eintreibbar. 

 

Artikel 6.  

§1.  Wird die Steuer innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht vollständig bezahlt, 

erhält der Steuerpflichtige zwei einfache Erinnerungsschreiben hintereinander, ohne 

zusätzliche Kosten. 

Er erhält anschließend per Einschreiben eine Zahlungsmahnung, deren Kosten zu 

seinen Lasten gehen. 

Diese Kosten werden über ein Steuerbescheidsystem eingezogen.  

Diese Mahnung stellt die Erinnerung dar, auf die in den Ad-hoc-Bestimmungen des 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

verwiesen wird, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist. 

 

§2. Die an den Steuerpflichtigen gerichtete Zahlungsmahnung darf erst nach Ablauf 

einer Frist von 10 Kalendertagen ab dem 1. Tag nach dem auf dem Steuerbescheid 

genannten Fälligkeitsdatum versandt werden. 

Diese Zahlungsmahnung wird erst am dritten Werktag nach ihrem Versandtag an 

den Steuerpflichtigen wirksam. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung. Daher fallen gemäß Artikel 14 des 

CRAF Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes an. 
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§ 3. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben. Die Höhe der Verzugszinsen wird 

unter Anwendung von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden 

und muss vom Provinzkollegium beschlossen werden.  

Der Finanzdirektor muss daher die Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das 

Kollegium trifft eine fallbezogen begründete Entscheidung. 

 

§ 4. Die erste Vollstreckungsmaßnahme darf erst nach Ablauf einer Frist von einem 

Monat ab dem dritten Werktag nach Versand der Erinnerung an den 

Steuerpflichtigen durchgeführt werden.  

Die im Fünften Teil, Titel III des Gerichtsgesetzbuches genannten 

Vollstreckungsmittel stellen ein Vollstreckungsmittel im Sinne des Absatzes 1 dar. 

 

Artikel 7 - 

§1. Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich 

ist. Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem 

Jahr folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Beschwerden. 

 

§2. Die persönlichen Daten betreffend wird der Steuerpflichtige unter Einhaltung 

der DSGVO über die Nutzung seiner Daten wie folgt informiert:  

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 

 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der in 

Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, die 

unter Berücksichtigung der sachlichen Zuständigkeit anwendbar sind; 

 Methode der Datenerfassung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie die 

Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden Steuerverordnungen 

festgelegt wird.  

In diesem Fall hängt sie von der spontanen Erklärung des Steuerpflichtigen, 

von den Auskünften, die der für die Ausstellung der Jagdscheine und -lizenzen 

zuständige Beamte übermittelt hat und von jeder von der Steuerbehörde 

vorbehaltenen Überprüfung ab; 

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu diesem 

Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  
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Artikel 8 - Die allgemeine Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern 

findet Anwendung auf die vorliegende Steuer sofern die vorstehenden 

Bestimmungen keine Abweichung erfordern. 
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N° 84 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe provinciale sur les établissements dangereux, insalubres ou incommodes ainsi que sur 

les établissements soumis au décret relatif au permis d’environnement pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020. 
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PROVINZIALSTEUERN AUF GEFÄHRLICHE, 

GESUNDHEITSGEFÄHRDENDE UND LÄSTIGE BETRIEBE 

SOWIE AUF EINRICHTUNGEN, DIE DEM DEKRET ÜBER DIE 

UMWELTGENEHMIGUNG UNTERLIEGEN, FÜR DAS JAHR 

2021 

 

     

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.);  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben festlegt, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Nomenklatur, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Verordnung 2020 über die Provinzialsteuer auf 

gefährliche, gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe sowie auf Einrichtungen, 

die dem Dekret über die Umweltgenehmigung unterliegen, die per Beschluss vom 24. 

Oktober 2019 verabschiedet wurde, am 25. November 2019 per Erlass durch den 

Minister für lokale Behörden, Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der 

wallonischen Region genehmigt wurde; 
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In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 abgeändert werden muss;  

 

In der Erwägung, dass, einerseits, ihr Inhalt mit den Bestimmungen in Einklang 

gebracht werden soll, die für die Erhebung der Provinzialsteuern durch das Gesetz 

vom 13. April 2019 gelten, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist und das 

Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

festlegt; 

 

In der Erwägung, dass es, andererseits, notwendig ist, in die Verordnung die 

Definition der Verarbeitungsverfahren für personenbezogene Daten einzuführen, 

unter Anwendung der DSGVO, gemäß Artikel 327 des 

Einkommenssteuergesetzbuches (CIR92), und des im Rundschreiben vom 14. Juli 

2020 in dessen Punkt V.4.7 enthaltenen Rahmens; 

 

In der Erwägung, dass schließlich eine formelle Abänderung des Textes notwendig 

ist, um ihn mit den Bestimmungen des Rundschreibens über die 

Gesetzgebungstechnik des Staatsrates in Einklang zu bringen; 

   

In der Erwägung, dass im Vergleich zur Steuer auf gefährliche, 

gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe sowie auf Einrichtungen, die dem 

Dekret über die Umweltgenehmigung unterliegen, der Steuersatz der Provinz für eine 

Einrichtung der Klasse 1 niedriger und für eine Einrichtung der Klasse 2 höher ist;  

In der Erwägung, dass der Durchschnitt von beiden ungefähr dem im Rundschreiben 

der Wallonischen Region empfohlenen Steuersatz entspricht; 

 

In der Erwägung, dass die Provinz Lüttich in ihren Vorschriften zahlreiche 

Steuerbefreiungen vorsieht (im Rundschreiben werden nur 3 Ausnahmen 

vorgeschlagen), sowie eine spezifische Regelung in Bezug auf Steuerbefreiungen für 

neue industrielle Aktivitäten; 

 

In Erwägung, dass der durch diese Steuerverordnung festgelegte Satz aus dem Jahr 

1994 stammt, und die einzige Anpassung seitdem der Umstellung auf den Euro mit 

Aufrundung auf die höhere Einheit entspricht;    

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen;  

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung über die Provinzialsteuer auf 

gefährliche, gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe sowie auf Einrichtungen, die 

dem Dekret über die Umweltgenehmigung unterliegen, für das Jahr 2021 wird 

genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 
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Ergebnis der Abstimmung: 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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RECHNUNGSJAHR 2021 

VERORDNUNG ÜBER DIE PROVINZIALSTEUER AUF 

GEFÄHRLICHE, GESUNDHEITSGEFÄHRDENDE UND LÄSTIGE 

BETRIEBE SOWIE AUF EINRICHTUNGEN, DIE DEM DEKRET 

ÜBER DIE UMWELTGENEHMIGUNG FÜR DAS JAHR 2021 

UNTERLIEGEN 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass 

der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

 

Artikel 1 - Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine jährliche Steuer auf gefährliche, 

gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe sowie auf Einrichtungen, die dem 

Dekret über die Umweltgenehmigung unterliegen, erhoben. 

Dies betrifft: 

1. die aufgrund der Allgemeinen Arbeitsschutzordnung betriebenen gefährlichen, 

gesundheitsgefährdenden oder lästigen Betriebe der ersten Klasse, die unter 

Titel 1 Kapitel II der Allgemeinen Arbeitsschutzordnung aufgelistet sind, und 

die Einrichtungen, die im Königlichen Erlass vom 28. Februar 1963 erwähnt 

sind und durch die allgemeine Ordnung zum Schutz der Bevölkerung und der 

Arbeitnehmer gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen in die Klassen I 

und II eingestuft worden sind; 

2. die Betriebe der Klassen 1 und 2, die dem Dekret vom 11. März 1999 über die 

Umweltgenehmigung und dem Erlass der Wallonischen Regierung vom 

4. Juli 2002 zur Festlegung der Liste der einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

zu unterziehenden Projekte sowie der eingestuften Anlagen und Tätigkeiten 

unterliegen und betrieben werden. 

Falls ein oder mehrere Betriebe eingerichtet werden, ist die Steuer so oft zu 

entrichten, wie es Betriebe gibt. 

Dies betrifft steuerpflichtige Elemente, die am 1. Januar des Steuerjahrs bestehen. 

 

Artikel 2 - Die Steuer wird vom Betreiber der in Artikel 1 erwähnten Betriebe 

geschuldet. 

 

Artikel 3 - Die Steuer wird auf 50 € pro steuerpflichtiges Element festgelegt. 

 

Artikel 4 - Von der Steuer befreit werden:  

- Betriebe, die während des gesamten dem Veranlagungsjahr vorausgehenden 

Jahres stillstanden. Die Steuer wird um die Hälfte gekürzt für Elemente, die in 

besagtem Jahr mindestens sechs aufeinanderfolgende Monate lang stillstanden; 

- Betriebe, die durch den Staat, die Provinz und die Gemeinden betrieben werden, 

im Sinne einer kostenlosen gemeinnützigen Dienstleistung; 

- Betriebe, die von Vereinigungen ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben 

werden; 

- Betriebe, die von landwirtschaftlichen Unternehmen betrieben werden; 

- individuelle Kläranlagen oder -einheiten zur Abwasserbehandlung, die Mengen 

häuslicher Abwässer behandeln, die einer Belastung von bis zu 

20 Einwohneräquivalenten und von 20 bis 100 Einwohneräquivalenten 

entsprechen; 

- Einrichtungen, die geothermische Bohrungen und Sondierungen 

(Wärmepumpen) durchführen.  
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Artikel 5 - Die Steuer wird mittels Heberollen eingetrieben.  

Die Provinzialverwaltung ist ermächtigt, alle Auskünfte einzuholen, die für die 

Besteuerung erforderlich sind. 

 

Artikel 6 - Der Steuerbetrag muss auf das Konto, das die Provinz zu diesem Zweck 

eingerichtet hat, eingezahlt werden. 

Artikel 7 -  

§1.  Wird die Steuer innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht vollständig bezahlt, 

erhält der Steuerpflichtige zwei einfache Erinnerungsschreiben hintereinander, ohne 

zusätzliche Kosten. 

Er erhält anschließend per Einschreiben eine Zahlungsmahnung, deren Kosten zu 

seinen Lasten gehen. 

Diese Kosten werden über ein Steuerbescheidsystem eingezogen.  

Diese Mahnung stellt die Erinnerung dar, auf die in den Ad-hoc-Bestimmungen des 

Gesetzbuchs über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung (kurz CRAF) 

verwiesen wird, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist. 

 

§2. Die an den Steuerpflichtigen gerichtete Zahlungsmahnung darf erst nach Ablauf 

einer Frist von 10 Kalendertagen ab dem 1. Tag nach dem auf dem Steuerbescheid 

genannten Fälligkeitsdatum versandt werden. 

Diese Zahlungsmahnung wird erst am dritten Werktag nach ihrem Versandtag an 

den Steuerpflichtigen wirksam. 

Die Zahlungsmahnung gilt als Inverzugsetzung. Daher fallen gemäß Artikel 14 des 

CRAF Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes an. 

 

§ 3. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werden auf die als Steuer geschuldeten Beträge 

Verzugszinsen zugunsten der Provinz erhoben. Die Höhe der Verzugszinsen wird 

unter Anwendung von Artikel 414 des CIR92 berechnet. 

Eine Befreiung der Verzugszinsen kann nur in besonderen Fällen gewährt werden und 

muss vom Provinzkollegium beschlossen werden.  

Der Finanzdirektor muss daher die Zahlung der Zinsen verlangen, es sei denn, das 

Kollegium trifft eine fallbezogen begründete Entscheidung. 

 

§ 4. Die erste Vollstreckungsmaßnahme darf erst nach Ablauf einer Frist von einem 

Monat ab dem dritten Werktag nach Versand der Erinnerung an den Steuerpflichtigen 

durchgeführt werden.  

Die im Fünften Teil, Titel III des Gerichtsgesetzbuches genannten 

Vollstreckungsmittel stellen ein Vollstreckungsmittel im Sinne des Absatzes 1 dar. 

 

Artikel 8 - 

§1. Die Einnahme- und Beitreibungsregister sowie die Heberollen werden nicht 

länger aufbewahrt, als es für den Zweck, für den sie erstellt wurden, erforderlich ist. 

Die maximale Aufbewahrungsfrist ist der 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr 

folgt, in dem Folgendes geschehen ist: 

 Die Verjährung aller Handlungen, die in die Zuständigkeit des für die 

Verarbeitung Verantwortlichen fallen; 

 Die vollständige Zahlung aller damit verbundenen Beträge; 

 Die endgültige Einstellung der damit verbundenen administrativen und 

gerichtlichen Verfahren und Beschwerden. 
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§2. Die persönlichen Daten betreffend wird der Steuerpflichtige unter Einhaltung der 

DSGVO über die Nutzung seiner Daten wie folgt informiert:  

 Verantwortlicher der Verarbeitung: die Provinz LÜTTICH; 

 Zweck der Verarbeitungsvorgänge: Festlegung und Eintreibung der Steuern 

unter Angabe ihrer jeweiligen Bezeichnung; 

 Datenkategorien: identitätsbezogene Daten und finanzbezogene Daten; 

 Aufbewahrungsdauer: Die Provinz LÜTTICH verpflichtet sich, die Daten für 

einen Zeitraum von höchstens 30 Jahren aufzubewahren und danach zu 

löschen oder an das Staatsarchiv zu übermitteln, unter Berücksichtigung der 

in Absatz 1 dieser Bestimmung genannten spezifischen Verjährungsfristen, 

die unter Berücksichtigung der sachlichen Zuständigkeit anwendbar sind; 

 Methode der Datenerfassung: Diese Methode hängt von der Weise ab, wie 

die Steuer unter Anwendung der für jeden Einzelfall geltenden 

Steuerverordnungen festgelegt wird.  

In diesem Fall bezieht sie sich auf die von der Provinzverwaltung 

durchgeführte Bestandsaufnahme und auf jede Überprüfung, die sich die 

Steuerbehörde vorbehält; 

 Datenübermittlung: Die Daten werden nur an Dritte, die vom Gesetz oder 

aufgrund des Gesetzes zugelassen werden, insbesondere gemäß Artikel 327 

des CIR92, oder an die vom Verantwortlichen der Datenverarbeitung zu 

diesem Zweck bevollmächtigten Subunternehmer übermittelt.  

 

Artikel 9 - Die allgemeine Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern 

findet Anwendung auf die vorliegende Steuer sofern die vorstehenden Bestimmungen 

keine Abweichung erfordern. 
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N° 85 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Taxe sur les exonérations en faveur d’activités industrielles nouvelles pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020. 
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VERORDNUNG IN BEZUG AUF STEUERENTLASTUNGEN 

ZUGUNSTEN NEUER INDUSTRIELLER TÄTIGKEITEN FÜR 

DAS JAHR 2021 

 

 

                 

 

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist, das das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

(kurz CRAF) einführt, das den Artikel 298 des CIR92 aufhebt und Artikel L3321-12 

der KLDD durch seine Artikel 13 und 14 abändert, das das neue CRAF auf 

Provinzialsteuern hinsichtlich der Steuereintreibung anwendbar macht, und das dem 

KLDD einen Artikel L3321-8bis hinzufügt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen und die 

Steuernomenklatur bezieht (Punkte V. und VI.) ;  

 

In der Erwägung, dass dieses Rundschreiben festlegt, dass die Steuern sowie die 

Steuersätze, die höher sind als die in der Nomenklatur, über die die Provinzen am 

1. Januar 1998 verfügten, dennoch ungehindert beibehalten werden können; 

 

Aufgrund der allgemeinen Verordnung über die Erhebung der Provinzialsteuern; 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-55, §2, Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten;  

 

Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

In der Erwägung, dass die Steuerverordnung über Steuerentlastungen zugunsten 

neuer industrieller Tätigkeiten, per Beschluss vom 24. Oktober 2019 verabschiedet, 

am 25. November 2019 per Erlass durch den Minister für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region genehmigt 

wurde;  
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In der Erwägung, dass diese Verordnung für 2021 nicht abgeändert werden muss;  

 

In der Erwägung, dass die Ansiedlung von neuen industriellen Betrieben auf dem 

Gebiet der Provinz Lüttich gefördert und ihre Entwicklung während der 

wirtschaftlichen Expansions- und Wachstumsperiode u. a. durch Steuerentlastungen 

unterstützt werden muss; 

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Artikel 1 - Die im Anhang beigefügte Verordnung in Bezug auf Steuerentlastungen 

zugunsten neuer industrieller Tätigkeiten für das Jahr wird genehmigt. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

     Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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RECHNUNGSJAHR 2021 

VERORDNUNG IN BEZUG AUF STEUERENTLASTUNGEN 

ZUGUNSTEN  

NEUER INDUSTRIELLER TÄTIGKEITEN  

 

 

Beschluss des Provinzialrates vom 29. Oktober 2020, der durch den Erlass 

der Wallonischen Region vom 30. November 2020 genehmigt wurde 

 

Artikel 1 - Natürliche oder juristische Personen, die auf dem Gebiet der Provinz 

neue industrielle Tätigkeiten im Sinne des Gesetzes vom 24. Mai 1959 zur 

Erweiterung der Erleichterungen für den Zugang des Mittelstands zum Berufs- und 

Handwerkskredit, des Gesetzes vom 17. Juli 1959 zur Einführung und Koordinierung 

der Maßnahmen zur Förderung des Wirtschaftsaufschwungs und der Schaffung neuer 

Industrien, des Gesetzes vom 30. Dezember 1970 über den Wirtschaftsaufschwung, 

das durch den Erlass des wallonischen Regionalrats vom 25. Juni 1992 ersetzt wird, 

des Gesetzes vom 4. August 1978 zur wirtschaftlichen Neuorientierung und des 

Königlichen Erlasses vom 23. Dezember 1982 über die Schaffung von 

Beschäftigungsgebieten einführen, haben ab Beginn der Tätigkeiten Anspruch auf 

eine Befreiung von der Provinzialsteuer auf gefährliche, gesundheitsgefährdende und 

lästige Betriebe sowie auf Anlagen und Tätigkeiten, die dem Dekret über die 

Umweltgenehmigung unterliegen. 

 

 

Artikel 2 - Der Steuernachlass wird für eine Dauer von fünf Jahren gewährt und 

entspricht dem durch die neue industrielle Tätigkeit erzeugten Zuwachs der 

steuerpflichtigen Grundlage. 

 

Artikel 3 - Die Modalitäten zum Entzug der durch vorerwähnte Gesetze 

vorgesehenen Vorteile sind mutatis mutandis auf vorliegende Nachlasse anwendbar. 

 

 

Artikel 4 - Unbeschadet des Rechts, in den gesetzlich vorgeschriebenen Formen und 

Fristen einen Widerspruch gegen die in den Heberollen eingetragenen Steuern 

einzureichen, muss der Antrag auf Steuerbefreiung innerhalb eines Jahres ab 

Aufnahme der von vorliegenden Bestimmungen betroffenen neuen industriellen 

Tätigkeiten eingereicht werden. 

Die Anträge, die nach dieser Frist eingereicht werden, werden jedoch für die 

Gewährung der Steuerbefreiung während der in Artikel 2 vorgesehenen Dauer 

berücksichtigt, wobei die Anzahl Jahre abgezogen wird, die zwischen der Aufnahme 

der neuen Tätigkeiten und der Einreichung des Antrags verstrichen ist. 

 

Artikel 5 - Vorliegende Verordnung wird für die Dauer eines Jahres erlassen. 
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N° 86 SERVICES PROVINCIAUX – TAXES 

Centimes additionnels provinciaux au précompte immobilier pour 2021. 

Résolution du Conseil provincial du 29 octobre 2020 approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon du 30 novembre 2020.
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ZUSCHLAGHUNDERTSTEL AUF DEN 

IMMOBILIENSTEUERVORABZUG ZUGUNSTEN DER 

PROVINZ FÜR DAS JAHR 2021 

  

     

 

 

Aufgrund der Verfassung und insbesondere der Artikel 10, 41, 152, 170 und 172;  

 

Aufgrund des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (kurz KLDD) 

und insbesondere der Artikel L2212-32, L2212-51 § 5, L2213-1, L2213-2, L2213-3, 

L2231-1 §1, L2231-8, L3131-1 §2 Punkt 3, L3321-1 bis L3321-12 sowie der nicht 

aufgehobenen Bestimmungen des Provinzgesetzes; 

 

Aufgrund des Dekretes vom 22. November 2007 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen dieses Kodex;  

 

Aufgrund des Dekretes vom 3. Juli 2008 zur Abänderung verschiedener 

Bestimmungen des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur Organisation der wallonischen 

Provinzen und des KLDD;  

 

Aufgrund der Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Festlegung und 

Eintreibung der Provinzialsteuern;  

 

Aufgrund der Bestimmungen von Titel VII, Kapitel 1, 3, 4, 7 bis 10 des 

Einkommensteuergesetzbuches und der Artikel 126 bis 175 des Ausführungserlasses 

dieses Gesetzbuches; 

 

Aufgrund des Gesetzes vom 19. April 2014 zur Abänderung des 

Einkommensgesetzbuches 1992 hinsichtlich der Zusatzsteuern auf regionale 

Steuern; 

 

Aufgrund des Gesetzes vom 13. April 2019, das am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 

ist und das Gesetzbuch über die gütliche Beitreibung und die Zwangsbeitreibung 

festlegt; 

 

Aufgrund des Haushaltsrundschreibens des Ministers für lokale Behörden, 

Wohnungswesen und Sportinfrastrukturen der Wallonischen Region vom 14. Juli 

2020 über die Erstellung der Haushaltspläne der Provinzen für das Jahr 2021, 

insbesondere des Teils, der sich auf die Besteuerung der Provinzen bezieht (Punkte 

V. und VI.) ;  

 

In der Erwägung, dass der für die Zuschlaghundertstel auf den Immobilienvorabzug 

festgelegte Betrag, der durch die Resolution vom 14. Oktober 2019 angenommen 

wurde und keine Maßnahme der Aufsichtsbehörde seitens der Wallonischen Region 

hervorgerufen hat (ministerielle Mitteilung vom 6. November 2019), für 2021 nicht 

abgeändert werden muss;  

 

In der Erwägung, dass Wege und Mittel für den Provinzhaushalt für das Jahr 2020 

bereitgestellt werden müssen; 

 

 

Aufgrund der Übermittlung des Dossiers an den Herrn Finanzdirektor der Provinz am 

5. Oktober 2020, um seine Zustimmung gemäß Artikel L2212-65 §2 Punkt 8 des 

KLDD zu erhalten; 
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Aufgrund der im Anhang beigefügten günstigen Stellungnahme des Finanzdirektors 

vom 5. Oktober 2020; 

 

Auf Vorschlag des Provinzkollegiums, 

 

 

BESCHLIESST DER LÜTTICHER PROVINZIALRAT: 

 

 

Zugunsten der Provinz Lüttich werden für das Jahr 2021 1750 Zuschlaghundertstel auf 

den Immobiliensteuervorabzug erhoben. 

 

Artikel 2 - Vorliegender Beschluss wird an die Aufsichtsbehörde weitergeleitet. 

 

Artikel 3 - Vorliegender Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bulletin 

der Provinz und auf der Website der Provinz in Kraft. 

 

 

Ergebnis der Abstimmung: 

 

• Anzahl der Abstimmenden: 

• Stimmen DAFÜR: 

• Stimmen DAGEGEN: 

• ENTHALTUNGEN: 

• EINSTIMMIGKEIT 

 

 

Sitzung vom 29. Oktober 2020 in LÜTTICH 

 

 

Für den Provinzialrat: 

 

 

 

Die Generaldirektorin der Provinz   Der Präsident 

 

 

      Marianne LONHAY     Jean-Claude JADOT 
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N° 87 SERVICES PROVINCIAUX – FINANCES 

Récapitulation générale du budget de l’année 2020, après quatrième série de modifications 

budgétaires, votée par le Conseil provincial le 29 octobre 2020 et approuvée par arrêté du 

Gouvernement wallon en date du 30 novembre 2020. 

 

 
 

 

Fonction Service ordinaire Recettes Dépenses

Années antérieures 21.377.555,88 13.198.947,00

F009 Général 219.000,00 1.297.718,45

F019 Dette générale 0,00 70.000,00

F029 Fonds 45.516.931,00 0,00

F049 Impôts 204.708.000,00 789.704,00

F059 Assurances 880.010,00 3.395.835,00

F069 Prélèvements 4.255.309,00 28.898.570,00

F103 Autorités provinciales 556.230,00 2.594.316,16

F123 Administration générale 14.373.720,00 52.909.919,83

F129 Patrimoine privé 261.490,00 836.144,72

F139 Services généraux 471.110,00 34.289.228,09

F169 Etranger et calamités 95.000,00 890.052,72

F399 Sécurité et ordre public 2.995.653,00 20.418.073,62

F429 Communications routières 0,00 139.300,00

F449 Voies navigables - Hydraulique 100,00 987.200,00

F529 Economie, commerce et artisanat 0,00 54.309,00

F559 Industrie et énergie 6.189.147,00 3.081.980,36

F569 Tourisme 225.010,00 7.964.729,64

F699 Agriculture 714.790,00 8.842.090,41

F719 Enseignement : Affaires générales 14.374.240,00 35.401.830,05

F739 Enseignement secondaire 96.263.840,00 126.343.038,62

F749 Enseignement supérieur 51.553.621,00 57.885.351,69

F759 Enseignement pour handicapés 5.624.650,00 8.873.096,24

F760 Complexes de délassement 533.610,00 4.615.652,52

F761 Jeunesse 165.030,00 2.827.439,21

F763 Culture, loisirs et fêtes 1.632.420,00 19.213.098,08

F769 Sports 891.040,00 9.048.893,90

F789 Arts 682.050,00 9.648.260,79

F799 Cultes et laïcité 0,00 1.984.715,00

F869 Interventions sociales et famille 229.675,00 6.028.505,78

F872 Soins de santé 1.786.745,00 11.386.569,52

F879 Hygiène et salubrité publique 68.604,00 2.013.819,60

F939 Logement et aménagement du territoire 709.110,00 1.392.390,00

TOTAL 477.353.690,88 477.320.780,00
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Fonction Service extraordinaire Recettes Dépenses

Années antérieures 34.845.109,04 25.000,00

F009 Général 5.000,00 88.134,99

F029 Fonds 0,00 0,00

F049 Impôts 0,00 0,00

F059 Assurances 140.000,00 140.000,00

F069 Prélèvements 2.386.000,00 0,00

F103 Autorités provinciales 0,00 175.000,00

F123 Administration générale 1.635.000,00 19.090.641,00

F129 Patrimoine privé 50,00 572.000,00

F139 Services généraux 25,00 800.000,00

F169 Etranger et calamités 0,00 1,00

F399 Sécurité et ordre public 0,00 320.302,81

F429 Communications routières 722.000,00 722.000,00

F449 Voies navigables - Hydraulique 1,00 380.000,00

F529 Economie, commerce et artisanat 0,00 0,00

F559 Industrie et énergie 0,00 1.388.025,00

F569 Tourisme 162.000,00 1.117.000,00

F699 Agriculture 0,00 0,00

F719 Enseignement : Affaires générales 775.000,00 4.467.112,20

F739 Enseignement secondaire 303.002,00 3.423.026,00

F749 Enseignement supérieur 2,00 788.000,00

F759 Enseignement pour handicapés 0,00 660.000,00

F760 Complexes de délassement 0,00 410.001,00

F761 Jeunesse 0,00 180.000,00

F763 Culture, loisirs et fêtes 9.572,00 1.115.000,00

F769 Sports 1.322.000,00 3.585.000,00

F789 Arts 0,00 1.555.000,00

F799 Cultes et laïcité 0,00 125.000,00

F869 Interventions sociales et famille 0,00 527.000,00

F872 Soins de santé 0,00 97.000,00

F879 Hygiène et salubrité publique 0,00 530.446,00

F939 Logement et aménagement du territoire 0,00 0,00

TOTAL 42.304.761,04 42.280.690,00
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N° 88 SERVICES PROVINCIAUX – FINANCES 

Récapitulation générale du budget de l’année 2021, votée par le Conseil provincial le 29 

octobre 2020 et approuvée par arrêté du Gouvernement wallon en date du 30 novembre 

2020. 

   

 

  

Fonction Service ordinaire Recettes Dépenses 

  Années antérieures 32.910,88 11.244.515,00 

F009 Général 55.000,00 2.548.000,00 

F019 Dette générale 0,00 286.200,00 

F029 Fonds 45.696.347,00 0,00 

F049 Impôts 207.706.000,00 15.000,00 

F059 Assurances 880.010,00 3.415.000,00 

F069 Prélèvements 22.275.000,00 17.842.570,00 

F103 Autorités provinciales 558.630,00 2.544.504,00 

F123 Administration générale 13.805.180,00 56.946.168,00 

F129 Patrimoine privé 261.490,00 855.840,00 

F139 Services généraux 553.370,00 35.618.512,00 

F169 Etranger et calamités 88.000,00 1.030.738,00 

F399 Sécurité et ordre public 3.255.482,00 22.384.371,00 

F429 Communications routières 0,00 127.000,00 

F449 Voies navigables - Hydraulique 100,00 968.000,00 

F529 Economie, commerce et artisanat 0,00 54.309,00 

F559 Industrie et énergie 6.189.147,00 3.205.813,00 

F569 Tourisme 225.010,00 7.559.349,00 

F699 Agriculture 935.980,00 8.912.272,00 

F719 Enseignement : Affaires générales 15.340.100,00 37.225.392,00 

F739 Enseignement secondaire 95.068.710,00 125.430.862,00 

F749 Enseignement supérieur 51.215.931,00 57.833.235,00 

F759 Enseignement pour handicapés 5.720.050,00 9.098.829,00 

F760 Complexes de délassement 1.093.610,00 5.068.091,00 

F761 Jeunesse 275.030,00 3.170.271,00 

F763 Culture, loisirs et fêtes 1.698.620,00 20.394.594,00 

F769 Sports 888.050,00 9.504.496,00 

F789 Arts 639.560,00 10.076.810,00 

F799 Cultes et laïcité 0,00 1.990.575,00 

F869 Interventions sociales et famille 227.165,00 6.620.708,00 

F872 Soins de santé 1.355.780,00 11.386.111,00 

F879 Hygiène et salubrité publique 58.030,00 2.042.801,00 

F939 Logement et aménagement du 

territoire 709.110,00 1.389.400,00 

  TOTAL 476.807.402,88 476.790.336,00 
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Fonction Service extraordinaire Recettes Dépenses 

  Années antérieures 61.274.105,33 61.275.034,29 

F009 Général 5.000,00 90.000,00 

F029 Fonds 0,00 0,00 

F049 Impôts 0,00 0,00 

F059 Assurances 100.000,00 100.000,00 

F069 Prélèvements 17.210.000,00 0,00 

F103 Autorités provinciales 210.000,00 210.000,00 

F123 Administration générale 2.239.000,00 12.110.000,00 

F129 Patrimoine privé 290.050,00 290.000,00 

F139 Services généraux 1.700.025,00 2.530.000,00 

F169 Etranger et calamités 0,00 1,00 

F399 Sécurité et ordre public 0,00 0,00 

F429 Communications routières 650.000,00 650.000,00 

F449 Voies navigables - Hydraulique 540.001,00 540.000,00 

F529 Economie, commerce et artisanat 0,00 0,00 

F559 Industrie et énergie 0,00 1.388.025,00 

F569 Tourisme 205.000,00 709.500,00 

F699 Agriculture 120.000,00 220.000,00 

F719 Enseignement : Affaires générales 3.206.500,00 5.716.500,00 

F739 Enseignement secondaire 3.722.002,00 3.882.000,00 

F749 Enseignement supérieur 4.165.002,00 4.165.000,00 

F759 Enseignement pour handicapés 95.000,00 131.300,00 

F760 Complexes de délassement 360.000,00 360.001,00 

F761 Jeunesse 0,00 230.000,00 

F763 Culture, loisirs et fêtes 5.360.000,00 5.645.000,00 

F769 Sports 410.000,00 415.000,00 

F789 Arts 1.995.000,00 2.520.000,00 

F799 Cultes et laïcité 0,00 100.000,00 

F869 Interventions sociales et famille 6.690.000,00 6.717.000,00 

F872 Soins de santé 0,00 27.000,00 

F879 Hygiène et salubrité publique 0,00 500.000,00 

F939 Logement et aménagement du 

territoire 0,00 0,00 

  TOTAL 110.546.685,33 110.521.361,29 
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N° 89 SERVICES PROVINCIAUX – AGRICULTURE 

Règlement d’Ordre Intérieur applicable au Centre Provincial de Formation en Agriculture et 

Ruralité. 

Résolution du Conseil provincial du 10 décembre 2020. 
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N° 90 RÈGLEMENTS COMMUNAUX D’ADMINISTRATION INTÉRIEURE ET 

ORDONNANCES DE POLICE COMMUNALE  

Délibérations des Conseils communaux des Communes des Arrondissements de  

Liège, Huy-Waremme et Verviers 

 

 

 

Commune(s) 

 

Section(s) Objet 
Date de 

délibération 

 

ARRONDISSEMENT DE LIEGE 

AWANS  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux de 

fauchage et d’entretien du caniveau, Rue de 

Huy – Prolongation du 27 novembre au 4 

décembre 2020. 

26/11/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier 

pour le compte de Resa Gaz,  Rue Jean 

Lambert Defrêne, 33 à Awans, du 4 au 18 

décembre 2020. 

26/11/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’une livraison 

de meubles, Rue du Moulin à Vent, 23 à 

Awans, le 3 décembre 2020. 

30/11/2020 

 Hognoul Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier 

pour le compte de la CILE, Rue Louis 

Germeaux, 1 à Hognoul, du 7 au 18 décembre 

2020. 

03/12/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier, 

Rue Blanche d’Ans, 33 à Awans, du 2 au 23 

décembre 2020. 

03/12/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux de 

fauchage et d’entretien du caniveau, Rue de 

Huy prolongation du 4 au 11 décembre 2020. 

03/12/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier 

pour le compte de la CILE, Rue de Bruxelles, 

109 à Awans, du 7 au 18 décembre 2020. 

04/12/2020 

  Arrêté du Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier 

pour le compte de la CILE, Rue Domaine de 

Waroux, 60 à Awans, du 4 au 11 décembre 

2020. 

04/12/2020 

ESNEUX  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux de 

stabilisation de la paroi rocheuse sur la N633 

- fermeture de la rue de Poulseur, prévue du 2 

13/11/2020 
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au 17 novembre 2020 prolongée jusqu’au 20 

novembre 2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux pour 

le compte de RESA Gaz, extension Boulevard 

Ed. Lieutenant, 29 Esneux, du 16 novembre 

2020 au 11 décembre 2020. 

13/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion d’un chantier 

mobile – Intervention luminaires – Avenue de 

Sur Cortil,  à partir du 18 novembre 2020 pour 

une durée de 2 jours ouvrables. 

17/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux – 

Raccordement au gaz et fouilles localisées, 

Quai de l’Ourthe / Bld Ed. Lieutenant, 31 en 

trottoir (conduite principale sous le RAVeL), 

du 26 novembre 2020 au 11 décembre 2020. 

23/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux – 

Raclage – pose  de tarmac par la société 

NELLES, Avenue d’Esneux, 37 à 154, le 25 

novembre 2020. 

24/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux – 

Pose de câble, Rue du Bailly, 48 à partir du  

2 décembre 2020 pour une durée de 12 jours 

ouvrables. 

24/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux – 

Pose de conduite de gaz, Rue Bégasse, à partir 

du 30 novembre 2020 pour une durée de 35 

jours ouvrables. 

24/11/2020 

  Arrêté de la Bourgmestre – Mesures de 

circulation prises à l’occasion de travaux – 

Pose de tarmac trottoir et accotement – 

Avenue d’Esneux en face des 151-152-153, 

prévus pour 3 à 4 jours entre le 1er et le 18 

décembre 2020. 

24/11/2020 

  Délibération et approbation du Conseil 

communal d’Esneux – SANCTIONS 

ADMINISTRATIVES – Modification du 

règlement communal portant sanctions 

administratives des incivilités, des infractions 

mixtes, des infractions relatives à l’arrêt et au 

stationnement et des infractions aux 

dispositions concernant le signal C3. 

19/11/2020 

SOUMAGNE  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion d’un déménagement 

par la Société SPIROUX  Déménagement, 

Avenue de la Résistance, 25, le 12 décembre 

2020. 

18/11/2020 
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ARRONDISSEMENT DE HUY-WAREMME 

BRAIVES  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion de travaux de 

raccordement égout en demi-chaussée, Rue du 

Cornuchamp, 28 à Braives, du 07 au 09 

décembre 2020. 

19/11/2020 

  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion de travaux de 

raccordement pour le compte de la S.W.D.E. 

Rue du Ry d’Ardenne, le long de la parcelle 

située entre les immeubles n°19 et 27, du 30 

novembre 2020 au 04 décembre 2020. 

19/11/2020 

  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion d’un déménagement, 

placement d’un camion container, Rue des 

Trixhes, 21 à Braives, le 12 décembre 2020. 

24/11/2020 

  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion de travaux de 

raccordement égout en demi-chaussée, Rue du 

Centre, 45 à Braives, du 03 au 18 décembre 

2020. 

24/11/2020 

  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion de travaux de sondage 

en voirie ou en accotement à Braives, Rues de 

la Pompe, de la Rochette, du Tumulus, du 

Bolland et Joseph Wauters, entre le 02 et le 09 

décembre 2020. 

24/11/2020 

  Arrêté de Police – Mesures de circulation 

provisoires à l’occasion de travaux – demi-

chaussée, Rues de la Justice de Paix et de 

Lens-St-Remy, du 30 novembre 2020 au 11 

décembre 2020. 

26/11/2020 

 


